
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Der insolvente Rechtsanwalt 

 
- Eine Entscheidungskommen�erung von Dr. Dietmar Onusseit – 

 
Anwaltsgerichtshof Nordrhein-Wes�alen, Urteil vom 25.08.2023 – 1 AGH 15/23 

 
Der Rechtsanwalt ist gemäß § 1 der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) ein unabhängiges Organ der 
Rechtspflege, er ist nicht Gewerbetreibender, sondern Angehöriger eines freien Berufs. Er bedarf der 
nur auf seinen Antrag hin zu erteilenden Zulassung durch die Rechtsanwaltskammer, die in jedem 
Oberlandesgerichtsbezirk gebildet ist. Erforderlich hierfür ist die Befähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz, was nichts anderes bedeutet als die erfolgreiche Ablegung des Zweiten 
Juris�schen Staatsexamens. Eine Eingangsprüfung findet nicht stat. 
 
Trotz der Befähigung zum Richteramt kann die Zulassung zur Rechtsanwaltscha� nach § 7 BRAO jedoch 
zu versagen sein. Dies gilt insbesondere,  

- wenn die antragstellende Person nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ein 
Grundrecht verwirkt hat; 

- wenn die antragstellende Person sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, das sie unwürdig 
erscheinen lässt, den Beruf eines Rechtsanwalts auszuüben; 

- wenn die antragstellende Person die freiheitliche demokratische Grundordnung in strafbarer 
Weise bekämpft; 

- wenn die antragstellende Person sich im Vermögensverfall befindet. Ein Vermögensverfall 
wird vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der antragstellenden Person 
eröffnet oder die antragstellende Person in das Schuldnerverzeichnis (§ 882b der 
Zivilprozessordnung – (ZPO)) eingetragen ist. 

Die Zulassung zur Rechtsanwaltscha� ist mit Wirkung für die Zukun� zurückzunehmen, wenn 
Tatsachen nachträglich bekannt werden, bei deren Kenntnis die Zulassung häte versagt werden 
müssen. Lagen derar�ge Tatsachen bei der Zulassung nicht vor, treten aber nach der Zulassung des 
Rechtsanwalts derar�ge Umstände ein, muss die hierfür zuständige Rechtsanwaltskammer prüfen, ob 
die Zulassung widerrufen werden muss. Dies folgt aus § 14 Abs. 2 BRAO, nach dem die Zulassung zum 
Beispiel zu widerrufen ist, wenn der Rechtsanwalt in Vermögensverfall geraten ist, es sei denn, dass 
dadurch die Interessen der Rechtsuchenden nicht gefährdet sind; ein Vermögensverfall wird, wie im 
Zulassungsverfahren auch, nach der Zulassung vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über das 
Vermögen des Rechtsanwalts eröffnet oder der Rechtsanwalt in das Schuldnerverzeichnis (§ 882b ZPO) 
eingetragen ist. 
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Hintergrund für diese Regelung ist der Schutz der Rechtssuchenden, also der aktuellen und 
potenziellen kün�igen Mandanten, denn der Rechtsanwalt geht vielfach mit Fremdgeld um, und bei 
einem insolventen Rechtsanwalt vermutet der Gesetzgeber die latente Gefahr der Veruntreuung 
dieser Gelder. Die Vorschri� enthält mithin eine zweifache gesetzliche Vermutung. Zum einen wird 
vermutet, dass der Rechtsanwalt, über dessen Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder 
der ins Schuldnerverzeichnis eingetragen ist, in Vermögensfall geraten ist, zum anderen wird vermutet, 
dass durch den Vermögensverfall die Interessen der Rechtssuchenden gefährdet werden. Diese 
Vermutungen sind grundsätzlich widerlegbar, sie sind nicht im Sinne eines Automa�smus zu verstehen, 
die Gefährdung folgt also nicht zwangsläufig und ausnahmslos schon aus dem Vorliegen eines 
Vermögensverfalls. Die Gefährdung kann jedoch im nach der gesetzlichen Wertung vorrangigen 
Interesse der Rechtsuchenden nur in seltenen Ausnahmefällen verneint werden, wobei den 
Rechtsanwalt hierfür die Feststellungslast tri�, er also nachweisen muss, dass ausnahmsweise trotz 
seines Vermögensverfalls die Rechtssuchenden nicht gefährdet sind. 
 
Von einem solchen Ausnahmefall kann nur ausgegangen werden, wenn im Zeitpunkt der Prüfung des 
Widerrufs durch die Rechtsanwaltskammer eine sichere Prognose dahingehend getroffen werden 
kann, dass sich im zu entscheidenden Einzelfall die typischen Gefahren, die mit dem Vermögensverfall 
eines Anwalts verbunden sind, nicht realisieren werden. Die Annahme einer derar�gen 
Sondersitua�on kann nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) gerech�er�gt sein, 
wenn der Rechtsanwalt seine anwaltliche Tä�gkeit nur noch für eine Rechtsanwaltssozietät ausübt und 
mit dieser rechtlich abgesicherte Maßnahmen verabredet hat, die eine Gefährdung der Mandanten 
effek�v verhindern. Erforderlich ist dafür, dass die Einhaltung der Beschränkungen durch die 
Sozietätsmitglieder überprü� wird und effek�ve Kontrollmöglichkeiten bestehen, wobei es immer 
einer wirksamen Kontrolle und einer ausreichend engen tatsächlichen Überwachung bedarf, die 
gewährleistet, dass der Rechtsanwalt nicht beziehungsweise nicht unkontrolliert mit 
Mandantengeldern in Berührung kommt (vgl näher BGH, Beschluss vom 10.10.2022 – AnwZ (Brfg) 
19/22). Beschränkungen, die sich der Rechtsanwalt selbst auferlegt, sind grundsätzlich nicht geeignet, 
eine Gefährdung der Rechtssuchenden auszuschließen. 
 
Eine andere Möglichkeit, den Widerruf zu verhindern, besteht in dem vom Rechtsanwalt zu führenden 
Nachweis, dass er alle Verbindlichkeiten, die den Vermögensverfall begründeten, erfüllt hat, der 
Vermögensverfall also nicht mehr besteht.  
 
Allerdings kann der Vermögensverfall nicht nur über die hierfür bei Insolvenz oder Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis für ihn streitende Vermutung nachgewiesen, sondern auch durch sons�ge 
Umstände belegt werden. Hierfür können Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wegen zumindest nicht 
unerheblicher Forderungen ausreichen. Mit einem solchen Fall befasst sich die kommen�erte 
Entscheidung des Anwaltsgerichtshofs. 
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Hat die Rechtsanwaltskammer die Zulassung entzogen, kann der Rechtsanwalt hiergegen vor dem für 
ihn zuständigen Anwaltsgerichtshof Klage erheben. Auch in diesem Verfahren ist es allerdings Sache 
des Rechtsanwalts selbst die dargestellten Vermutungen zu widerlegen. Der Anwaltsgerichtshof ist ein 
bei jedem Oberlandesgericht gebildetes Berufsgericht für Rechtsanwälte. Vergleichbare 
Berufsgerichtsbarkeiten gibt es etwa für Steuerberater, Wirtscha�sprüfer oder Notare. 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Der gegen einen Widerrufsbescheid der Rechtsanwaltskammer klagende Rechtsanwalt war seit 2001 
zur Rechtsanwaltscha� zugelassen. 2019 wurden der Rechtsanwaltskammer zwei 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen ihn bekannt, wobei sich die Forderungen auf insgesamt rund 
3.500 € beliefen. Eine weitere Vollstreckung wegen rund 5.000 € erfolgte im Jahr 2020. Weitere 
Vollstreckungsmaßnahmen konnte der Rechtsanwalt durch Zahlungen seiner Angehörigen verhindern. 
Dennoch liefen vollstreckbare Steuerschulden von über 14.000 € auf. Nachdem die 
Rechtsanwaltskammer ihn hierzu mehrfach angehört hate, widerrief sie die Zulassung zur 
Rechtsanwaltscha� wegen Vermögensverfalls. 
 
Gegen diesen Bescheid wandte sich der Kläger mit seiner Klage zum Anwaltsgerichtshof, mit der 
geltend machte, die betreffenden Forderungen habe er bei Erlass des Bescheids bereits ausgeglichen, 
jedoch „den Kopf in den Sand gesteckt“. Tatsächlich verfüge er über die finanziellen Mitel, sämtliche 
Forderungen zu begleichen, habe dies aber teilweise einfach zu spät getan. Seine Versäumnisse seien 
unentschuldbar, er sei aber seit mehr als zwei Jahren in der Lage, sich endlich professionelle und 
psychologische Hilfe und Unterstützung zu holen. 
 
Die beklagte Rechtsanwaltskammer wies darauf hin, dass der Rechtsanwalt zwischenzeitlich wegen 
Steuerhinterziehung in Höhe von mehr als 180.000 € angeklagt worden sei. 
 
Kurz nach der mündlichen Verhandlung wies der Rechtsanwalt der Kammer gegenüber den Ausgleich 
aller offenen Forderungen nach, sodass diese den Widerruf der Zulassung wiederrief. Der 
Rechtsanwalt nahm darau�in seine Klage zurück. 
 
Mit einem zweiten Bescheid widerrief die beklagte Kammer nach Anhörung des Rechtsanwalts erneut 
dessen Zulassung, weil neue Steuerschulden in Höhe von 165.000 € bestanden, die der Rechtsanwalt 
nur in Höhe von 130.000 € habe begleichen können. Zudem waren zwei Vollstreckungsbescheide 
gegen den Rechtsanwalt über zusammen rund 5.000 € ergangen. 
 
Der Rechtsanwalt wendet sich mit seiner zweiten Klage gegen den neuen Bescheid und beantragt 
dessen Au�ebung. Im Ergebnis bleibt die Klage ohne Erfolg. 
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Die Entscheidungsgründe 
 
Die Rechtsanwaltskammer, so der AGH, habe die Verfahrensvorschri�en eingehalten, insbesondere 
den Rechtsanwalt vor Bescheiderlass angehört. 
 
Die Kammer habe auch zu recht einen Vermögensverfall des Rechtsanwalts festgestellt. Zwar befinde 
er sich nicht im Insolvenzverfahren und sei nicht im Schuldnerregister eingetragen, ein 
Vermögensverfall liege aber – in Übereins�mmung mit der höchstrichterlichen Rechtsprechung - auch 
vor, wenn der Rechtsanwalt in ungeordnete, schlechte finanzielle Verhältnisse gerate, die er in 
absehbarer Zeit nicht ordnen könne und außerstande sei, seinen Zahlungsverpflichtungen geregelt 
nachzukommen. Beweisanzeichen seien insbesondere die Erwirkung von Schuld�teln und 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen ihn; insbesondere die Ladung zur Abnahme der 
Vermögensauskun� nach § ZPO § 807 ZPO und der Erlass des Ha�befehls in einem solchen Verfahren. 
Gebe es Beweisanzeichen wie offene Forderungen, Titel und Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, 
welche den Schluss auf den Eintrit des Vermögensverfalls zuließen, könne der betroffene 
Rechtsanwalt diesen Schluss nur dadurch entkrä�en, dass er umfassend darlege, welche Forderungen 
im maßgeblichen Zeitpunkt des Widerrufsbescheides gegen ihn bestanden und wie er sie – bezogen 
auf diesen Zeitpunkt – zurückführen oder anderwei�g regulieren wolle. 
 
Für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Widerrufs der Zulassung sei allein auf den Zeitpunkt des 
Abschlusses des behördlichen Widerrufsverfahrens abzustellen, also auf den Erlass des 
Widerspruchsbescheids. Die Beurteilung danach eingetretener Entwicklungen sei nach der 
Rechtsprechung einem Wiederzulassungsverfahren vorbehalten. 
 
Die vom Rechtsanwalt geltend gemachte angebliche Steuerzahlung nach Bescheiderlass könne daher 
nicht berücksich�gt werden, zudem sei sie nicht nachgewiesen. Ebenso wenig habe der Rechtsanwalt 
die Befriedigung der übrigen Forderungen belegt. Er habe darauf verwiesen, über ein Kontoguthaben 
in Höhe von 50.000 € zu verfügen, dies jedoch auch nicht nachgewiesen. Unabhängig von der nach 
Bescheiderlass und deshalb nicht zu seinen Lasten zu berücksich�gen Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis, spräche der Forderungsverlauf der letzten Jahre für den Vermögensverfall. Sein 
Bedauern bleibe irrelevant. 
 
Schließlich sei die Ansicht des Rechtsanwalts, die Interessen der Rechtssuchenden seien zu keinem 
Zeitpunkt gefährdet gewesen, ohne Bedeutung. Die Annahme der –oben dargestellten - 
Sondersitua�on, wie sie vom BGH gefordert werde, nämlich die Anstellung in einer 
Rechtsanwaltssozietät, könne nicht festgestellt werden. 
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Dem – jetzt ehemaligen – Rechtsanwalt bleibt, weil die Entscheidung des AGH rechtskrä�ig geworden 
ist, nur der Versuch, eine Neuzulassung zu beantragen. Diese wird jedoch versagt werden, wenn er 
seine Vermögensverhältnisse bis dahin nicht geordnet hat. 
 
Der vorliegende Fall ist kein Einzelfall, sondern beschä�igt die anwaltliche Berufsgerichtsbarkeit recht 
häufig. Zuletzt hate der BGH mit Beschluss vom 01.09.2023 – AnwZ (Brfg) 21/23 – einen ähnlich 
gelagerten Fall zu entscheiden. 
 


